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Beiblatt zur Parlamentskorrcs~~ndc~z. 16. Juli 1951 • 

A n fra g e b c a n t W 0 r tun g. 

In Beantwortung der von den Abg. Dr. S tu b er und Genossen. 

in der 81 tSUllg des Nati onalrates vom 17. Mai 1951 Ube ncichten Antra.se, 

betreffend eias ycrbot einer ordnungsgemäss.nngemeldet-en Versa;lmlung in 

Jn1ttclfeld, teilt Bundcsndnister far Inneres Hel m c r fiachstehendes. 

" Das ~1tomitec der überparteilichen Einigung'hß.t {Ull 26 .. April 

1951 bei der Bezirkshauptmannschnft .Knittelfcld die Abhaltung einer 

Wählel"VcrslllDLÜ.\U1g für den PräsidentschaftsRandidntcn Dr.Burghard 

Breitner fUr dc.m 29. April 1951 um 19 Uhr fWl Hauptpl~a.tz in Knittelfeld 

. aIlgCze1gt .. 

Die Bezirkshauptmannschaft Xnittclfc1d hat Dit Bcscüeid vom . 

28. ~ril 1951 die Abhaltung der erwähnten Ver~a.mmlung mit der BegrUndUllg 

nicht genehmigt~ dass verschiedene Bevölkeru...'1gskrcise gegon diese. Ver­
atum1Ü.ung und insbesondere gegen die Person des RednerS'. Stellung gonorx:.~eD 

habcllund daher zu befircht cn sei, dass im Falle d.es stat tfinden,s der 

Versammlung die öffentliche Sicherheit. Ruhe und Ordnung gestört 

werden könnte. • 
Gegen.diesen Bescheid wurde kein Rechtsmittel er~riftcn. so dass 

er in RcobIBltraft cr\1f,\chsen ist, 
Anlässlich der Zustellung des Besoheides an den Bczirksleit~r 

dca VdU in Knittelfeld uurdc diesem mitgeteilt, dass kein Bedenken 

dagegen obwalten IlUrdc, die angezeigte Versanmlung in qinem geschlossenen 

Raum abZuhalten. da in diesc:n Fa.ll durch entsprechendo Sicherhcitsvor­

kohrungcn die Aufrcchtcrhaltung der Ruhe und Ordnunggcuährleistet ~crdcn 

könnte. Vondieser Möglichheit wurde jedoch von den Veranstaltern kein 

Gebrauch gemacht. Hingegen wm..dc eine 'Vom ·ta.ndesverrba.nd der Unabhäneigen~ 

1a der Steiermark' für den 3. Mai 1951 angezeigte Versntnmlung von der 

Bezirkshauptmannschaft Khittelfeld genehmigt~ 

Sohonaus diesem Umstand ergibt sich. dass eS der genannten 
Bezirsksha.uptI:lannsch~ft fern gelegen ist, eine Vcrsamoluug einer Wähler­

gemeinschaft zu verhindern. 
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,r 2. Bciblat t Beiblatt zur Parlnmentskorrcspondenz. 16. Juli 1951. 

Im Hinblick auf die dcr-Bezirkshauptmannschaft Xnittc1fe1d zur 

Kenntnis gelangten Drohungen für den Fall des Stattfindens der W'ähler -

Ifcrsrunr.'llung am 29. April 1951 ist der Standpunkt der Bezirkshauptmnnn­

schaft verständlich,dass ~ine Versrunr.llung unter freiem H1rm:lel, deren 

Siehetung ein unverhältnismässig grosses Aufgebot an ~xekutive erfor­

derlich gemacht hätte und b~i welcher Ruhestörungen weitaus schwerer 

zu verhindern gmvesen wären, als bei einer Vers~lung in einen ge­

schlossenen Raum,. untunlich gewesen wärco 

nie Befürchtung der Bezirkshauptmannschaft , dase die Abhaltung 

der für den 29 .. April 1951 angezeigtQn Vcrs8lllrJlung zu grös:.oeren Aus­

sohreitungen hätte führen können, ist Übrigens durch die Tatsache be­

stätigt'worden, dass es am Abend des in Aussichtgcnornmenen Vers~ 

1 ungstnges auf dem Hauptplatz in Knittelfeld zu Ahaammlungon verschiedene~ 

politischer Gruppen gckoI:l!ilen ist und ein ernster Zusrumnenstoss n\lr 

duroh das Einschreiten der Gendarmerie vermieden werden konnte. 

Es mU$s daher zusammenfassend festgestellt werden. dass die Be­

zirkshnuptmannschaft Knittelfeld in gegenständlichen Fall in bester 

Absicht vorgegasecn ist und von einem schuldhafton Verhalten ihrer 

Beamtel1 nicht gesproohen uerdcm kann. n 

.... -.-... 
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